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Tätigkeitsbericht zur Gleichstellungsarbeit in der 
Verwaltung der Behörde für Schule und Berufsbildung für 

den Zeitraum von 2015 /2016 
 

Das novellierte Gleichstellungsgesetz  
Mit dem Inkrafttreten des Hamburgischen Gleichstellungsgesetzes (HmbGleiG) zum 
1. Januar 2015 sind die Vorgaben zur Umsetzung einer gleichberechtigten und 
paritätischen Teilhabe von Männern und Frauen im Arbeitszusammenhang der 
Einrichtungen der FHH konkretisiert und in Teilen zur Pflicht geworden. Auf die 
Einhaltung dieser gesetzlichen Vorgaben zu achten, ist kurzgefasst die Aufgabe der 
Gleichstellungsbeauftragten für die Verwaltung (GB-V) in der Behörde für Schule und 
Berufsbildung (BSB). 

Die Arbeit gelingt allerdings nur mit der Unterstützung aller Beschäftigten. Allen voran 
sind die Führungsverantwortlichen aufgefordert, für  

• eine gleichberechtigte Teilhabe von Männern und Frauen an behördlichen 
Gestaltungs- und Entscheidungsprozessen sowie für  

• Chancengleichheit in Übernahme von Personalverantwortung und 
Führungsaufgaben  

Sorge zu tragen.  

Die Vorgaben des HmbGleiG sind dann erfüllt, wenn sich das Geschlechterverhältnis 
in den sogenannten Bezahlgruppen, das sind zusammengefasste Lohn- bzw. 
Gehaltsgruppen einschließlich der darüber liegenden Führungsebenen, in einem 
Prozentsatz von 40:60 abbildet.  

Das klingt von der Zielsetzung her zunächst plausibel. Jedoch nicht immer stehen die 
gesetzlichen Vorgaben im Einklang mit den definierten Zielen des Gesetzes oder 
einer zielführend realisierbaren Praxis. Zwei Beispiele machen dies deutlich:  

1. Logische Voraussetzung für ein 40:60 Verhältnis in der Führung ist, dass auch die 
nachgeordnete Bezahlgruppe ein solches Verhältnis aufweist. Wenn in einer 
Bezahlgruppe zu einem sehr hohen Prozentsatz (z.B. 85% oder mehr) Beschäftigte 
des einen Geschlechts vertreten sind  -aus welchen Gründen auch immer-  muss 
sich dieses Verhältnis auch in der Führung abbilden. Ansonsten ist eine 
Chancengleichheit nicht gewährleistet. Ein 40:60 Verhältnis in der Führung 
bedeutete dann eine erhebliche Benachteiligung des mit einem höheren Prozentsatz 
vertretenen Geschlechts. Ziel wäre es hier, die Bezahlgruppe zunächst einmal auf 
den geforderten Prozentsatz von mindestens 40 % zu bringen. Das sollte vorrangige 
Aufgabe der Behörde sein (siehe dazu 2.1.). 

2. Alle Auswahlkommissionen sollen paritätisch besetzt werden. Paritätisch bedeutet, 
dass eine Kommission grundsätzlich mit einer gleichen Anzahl an Männern und 
Frauen besetzt werden soll. Das zu erreichen, ist oftmals nicht einfach. Welche/r 
Vorgesetzte verzichtet schon gern auf Mitarbeiter/innen, nur damit sie in einer 
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Auswahlkommission die Parität herstellen. Und noch schwieriger wird es, wenn gar 
Entscheidungsträger/innen auf einen Platz im Gremium verzichten müssten, damit 
eine Männer- oder Frauenquote von 50% erreicht wird (siehe dazu 2.2).  

Die Beispiele sollen verdeutlichen, dass die Handhabung des Gesetzes oder gar 
eine 1:1 Umsetzung nicht immer einfach ist. In der nachfolgenden Darstellung der 
Tätigkeit der GB-V wird auf weitere derartige Aspekte eingegangen. Für manche 
konnten im Laufe des zurückliegenden Jahres pragmatische Lösungen entwickelt 
werden. Andere würden eine Gesetzesänderung erfordern. Da bleibt nur zu hoffen, 
dass eine Überarbeitung des HmbGleiG Probleme irgendwann ausräumen kann. 

1   Formale Arbeitsbereiche in der Gleichstellung 

Die Arbeitsbereiche der GB-V leiten sich aus den gesetzlichen Vorgaben des 
HmbGleiG ab. Diese sehen in erster Linie die Begleitung der 
Personalauswahlverfahren vor, d.h. der einzelnen Verfahrensschritte von einer 
Stellenausschreibung bis zur Findung. Mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe 
ergeben sich weitere Arbeitsfelder, und zwar jeweils dort, wo Uneindeutigkeiten in 
der Norm selbst oder Hindernisse systemischer Art in den einzelnen Phasen eines 
Stellenbesetzungsverfahrens erkennbar wurden.  

Den Problemlagen wurde jeweils nachgegangen. Im einfachsten Fall wurden 
Formalien verändert. Aber auch die Modifizierung von Rahmenbedingungen konnte 
Abhilfe schaffen. Je nach Art und Umfang der als notwendig erachteten 
Veränderungen wurde vorab das Gespräch mit der Behördenleitung, d.h. dem 
Staatsrat (SV), mit der Amtsleitung V (V) oder mit der Personalabteilung (V 41) 
gesucht.  

Unabhängig von diesen anlassbezogenen Beratungen mit den o. g. Vertretern der 
Dienststelle fanden weitere regelmäßige Besprechungen statt, in denen die GB-V 
über ihre Arbeit berichtete, Vorhaben vorstellte und Unterstützung bzw. 
Informationen für ihre Anliegen einholte. Die Bandbreite der mit SV und V 
behandelten Themen soll nur kurz skizziert werden. Sie reichten von 
Evaluationsmaßnahmen in Personalauswahlverfahren über Belange der 
Öffentlichkeitsarbeit bis hin zu strukturellen Fragestellungen, die sich mit den 
Kommunikationswegen im Hause zwischen Beschäftigten und GB-V befassten. In 
der Anlaufphase des neuen HmbGleiG war insbesondere V dankenswerter Weise als 
Multiplikator für die Zielsetzungen des Gleichstellungsgesetzes unterstützend tätig.  

Die Mitwirkung an Verordnungen, Verfügungen, Jahresplänen und Handreichungen 
gehörte auch in den Aufgabenkanon der zurückliegenden Monate. Sie wurde immer 
dort erforderlich, wo behördliche Veränderungsplanungen und Vorhaben 
Gleichstellungsfragen berührten. Diese Mitwirkung gehörte allerdings nicht zur 
Alltagsroutine. Sie nahm punktuell ein mehr oder weniger großes Zeitbudget für das 
Anfertigen von schriftlichen Stellungnahmen in Anspruch. 

Die Information der Mitarbeiterschaft im Sinne von Öffentlichkeitsarbeit (Newsletter, 
Rundmails, Talkformat „5 vor 12“), die Beratung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die Zusammenarbeit mit den Gleichstellungsbeauftragten der anderen 
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Behörden der FHH sowie regelmäßige Gespräche mit den Leitungen der 
nachgeordneten Einrichtungen (LI, JMS, IfBQ) und Landesbetrieben (HIBB, VHS) 
stellen weitere Tätigkeitsbereiche dar.  

Nachfolgend werden in den Kapiteln 1 bis 4 die wesentlichen Aufgabenfelder näher 
betrachtet und Implikationen aus dem gesetzlichen Auftrag beleuchtet.  

1.1 Gesetzliche Aufgabenwahrnehmung  

Im Abschnitt 2 des HmbGleiG sind in den §§ 5 bis 11 besondere Maßnahmen zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern festgeschrieben. Einzelne werden 
nachfolgend dargestellt: 

1.1.1 Stellenausschreibungen (§ 7 HmbGleiG) 

Alle in der BSB zur Ausschreibung gelangten Stellen wurden der GB-V zur Einsicht 
vorgelegt. Sie überprüfte sie auf die Einhaltung der in den Absätzen 1-3 genannten 
Vorgaben für die Gleichstellung. Das waren im Jahr 2015 rund 260 Ausschreibungen. 
Im Jahr 2016 werden es voraussichtlich ebenso viele werden. Hilfreich dabei war es, 
dass die Ausschreibungsformulare schon kurz nach Inkrafttreten des HmbGleiG im 
Jahre 2015 hinsichtlich folgender gesetzesrelevanter Kriterien standardisiert wurden: 

• Die Unterrepräsentanz (siehe § 7 ,1) eines Geschlechtes wird bei jeder 
Ausschreibung einer Stelle aufgeführt. 

• Das unterrepräsentierte Geschlecht muss ausdrücklich sowohl über die 
„Ermutigungsklausel“ als auch über männliche resp. weibliche Bezeichnungen 
angesprochen werden. 

• Tradierte Rollenstereotype müssen vermieden werden. 

Um die letzten beiden Kriterien in ihrer Wirksamkeit einschätzen zu können, fand und 
findet eine kontinuierliche Beobachtung und Auswertung derjenigen 
Personalauswahlprozesse statt, die  Führungspositionen mit Unterrepräsentanz, wie 
in 2.1 näher erläutert wird, betreffen. 

Um eine statistische Auswertung vornehmen zu können, wurde seitens der GB-V 
eine formale Veränderung im „Benachrichtigungsformular an die Leitung der 
Auswahlkommission mit der Übersendung der Bewerber/innenliste“ angeregt. Es 
wurde eine tabellarische Übersicht (gem. § 7, 3) angefügt, aus der eine vorliegende 
Unterrepräsentanz sowie das Vorliegen einer Führungsposition zu entnehmen sind. 
Diese Tabelle ist in zweiter Linie als nachdrücklicher Hinweis an die/den 
Auswahlkommissionsvorsitzende/n gedacht, besonderes Augenmerk auf die 
Geschlechtersituation zu richten.  

Ein weiterer Aspekt im Auswahlprozess ist der, dass alle Stellen grundsätzlich 
teilzeitgeeignet sind. Zur Verbesserung einer lebensphasenorientierten Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf schließt diese Vorschrift ausdrücklich auch Stellen mit 
Vorgesetzten- und Leitungsfunktion ein (siehe § 7, 2 HmbGleiG). Nur wenn 
zwingende dienstliche Belange der Teilzeiteignung entgegenstehen, darf die 
Dienststelle davon abweichen. Dafür reichen allgemeine Hinweise auf die 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Dienststelle allerdings nicht aus. Der 
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Maßstab bei der Beurteilung, was zwingende dienstliche Belange sind, ist hoch 
anzulegen. Bei Stellen, die nicht teilzeitgeeignet sind, ist dem Personalamt eine 
entsprechend aussagekräftige Begründung vorzulegen. Im Jahr 2016 erteilte das 
Personalamt für vier Stellen Ausnahmegenehmigungen. 

1.1.2 Auswahlkommissionen (§ 8 HmbGleiG) 

Das Gleichstellungsgesetz schreibt in § 8 mit einer Soll-Bestimmung eine paritätische 
Besetzung von Auswahlgremien mit weiblichen und männlichen 
Kommissionsmitgliedern vor. Damit ist allerdings noch nicht automatisch eine 
geschlechtersensible Gestaltung des Auswahlverfahrens sichergestellt. Aus diesem 
Grund ist es für die GB-V wichtig, auf mögliche Vorurteile und Rollenklischees in 
Auswahlverfahren zu achten, die den Blick auf die Eignung des Bewerbers/der 
Bewerberin verstellen könnten.  

Alle Mitglieder der Auswahlkommission zählen mit, wenn es um die Parität der 
Kommissionen geht. Diese Vorschrift täuscht darüber hinweg, dass es immer wieder 
zu Gremienkonstellationen kommt, bei denen nur bzw. überwiegend männliche oder  
weibliche Kommissionsmitglieder stimmberechtigt sind. Auch bei höherwertigen 
Stellen, bei denen das Verfahren vom Personalamt geleitet wird, kommt es vor, dass 
das stimmberechtigte Auswahlgremium z. B. aus drei Männern und einer Frau 
besteht. Dennoch ist die Kommission nach den Buchstaben des Gesetzes korrekt 
besetzt. Aber alle weiblichen „Anwesenden“ im Auswahlprozess (die GB-V, ein 
weibliches Personalratsmitglied (PR), eine Protokollantin sowie eine Moderatorin aus 
dem Personalamt) sind ohne Stimmrecht, wenn es darum geht, eine Empfehlung an 
den/die entscheidenden Vorgesetzten zu geben. Die Vertreterin des PR und die GB-
V werden im Findungsverfahren angehört. 

Die Auswahlkommissionen, die aus dem Hause BSB heraus besetzt werden (nur bei 
Stellen unterhalb von A16, E15/16 und B-Besoldung), konnten nur zu einem Teil 
paritätisch besetzt werden. Dies hing damit zusammen, dass  

• entweder keine gerade Personenanzahl zum Einsatz kam  
• und wenn doch, dass eine erhebliche Unterrepräsentanz eines Geschlechtes 

in der Abteilung vorlag.  

Auswahlkommissionen zusammenzustellen, erfordert hohe Flexibilität im 
Personaleinsatz einer Abteilung/eines Referates, insofern als eine Reihe von 
Mitarbeiter/innen für mehrere Stunden aus dem Arbeitsprozess herausgelöst werden 
müssen. Dennoch kann festgehalten werden, dass sich die überwiegende Zahl der 
Kommissionsvorsitzenden um ein gemischtgeschlechtliches Gremium bemüht hat. 
Um diese Bemühungen zu unterstützen, hat die GB-V einen Pilotversuch auf den 
Weg gebracht, der eine einrichtungsübergreifende Unterstützung vorsieht. (Siehe 2.2) 

Im Formular zum Auswahlvermerk ist allerdings seit Oktober 2016 schriftlich 
darzustellen, warum eine paritätische Besetzung der Kommission nicht erreicht 
werden konnte. Diese Kommentare werden von der Personalabteilung ausgewertet.  
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1.1.3 Qualifikation, Benachteiligungsverbot (§ 9) 

„Bei der Bewertung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind auch 
durch Familienaufgaben erworbene Fähigkeiten und Erfahrungen einzubeziehen 
[…]“ (§ 9, 1 HmbGleiG). Und in Absatz § 9, 2 heißt es weiter, dass eine durch 
Familienpflege bedingte Unterbrechung der Erwerbstätigkeit oder Reduzierung der 
Arbeitszeit nicht zu berücksichtigen ist. 

Diese Norm will die Familien- und Pflegezeiten, die aktuell fast ausnahmslos von 
Frauen wahrgenommen werden, bei der Einschätzung der Kompetenzen einer 
Bewerberin in der Beurteilung mit berücksichtigt wissen. Was sich zunächst einmal 
fortschrittlich an hört, lässt sich aber nicht 1:1 umsetzen. Die Beurteilung (bepunktete 
Leistungen, Kompetenzen und Qualifikationen) durch den Vorgesetzten darf sich nur 
auf die Zeiten der Anwesenheit am Arbeitsplatz beziehen, so betont es das 
Personalamt ausdrücklich in der Beurteilungsrichtlinie. 

Wenn in § 9 des Gleichstellungsgesetzes von Eignung, Leistung und Befähigung die 
Rede ist, in deren Bewertung spezielle Kenntnisse aus der Familien- und 
Pflegearbeit einbezogen werden sollen, so ergibt sich ein unlösbarer Widerspruch. 
Faktisch gibt es keinen Abschnitt im Beurteilungsformular, der tatsächlich 
beurteilungsrelevant im Sinne der o.g. Vorgabe des Personalamtes ist.  

Sollten diese Qualifikationen analog zu denen unter Abschnitt VII des 
Beurteilungsvordruckes (es handelt sich hier um besondere Kompetenzen, die sich 
aus Zusatzaufgaben im Betrieb oder aus Ehrenamtsfunktionen ergeben) 
aufgenommen werden, können sie nicht in der Beurteilung berücksichtigt werden. Ob 
dieser Abschnitt überhaupt Anwendung findet, ist noch eine offene Frage. Je nach 
Dienststelle wird ihm offenbar unterschiedliche Bedeutung zugemessen. Einerseits 
verständlich, weil außerberuflich erworbene Kompetenzprofile für die Beurteilung 
keine Rolle spielen, andererseits bedauerlich, weil diese Informationen im Sinne 
eines ganzheitlichen Personalentwicklungsmanagements für eine Karriereberatung 
genutzt werden könnten.  

Es wäre aus der Sicht der GB-V wünschenswert, wenn zu Beurteilende ihre 
besonderen Qualifikationen (z. B. Leitungserfahrung in Ehrenamtsorganisationen, 
Sprachkenntnisse in nicht-frequenten bzw. nicht-europäischen Sprachen) und 
Erfahrungshintergründe (z. B. aus der Pflegearbeit, aus der Mitgliedschaft in 
kommunalen Parlamenten), sofern durch Gutachten und Zeugnisse belegt, häufiger 
einbringen würden. Vielleicht bräuchte es dazu deutlichere Impulse seitens der 
Vorgesetzten.  

Im Sinne eines ganzheitlichen Human Resources Managements könnten diese 
Informationen unter Umständen Entscheidungshilfen bei der Übertragung von 
besonderen Aufgaben (Projektleitung, Koordinierungsaufgaben etc.) bieten. 

1.1.4 Fortbildung (§ 10) 

Das HmbGleiG betont in § 10, dass Fortbildungen derart zu gestalten und zu 
terminieren seien, dass auch Beschäftigten mit Familienaufgaben eine Teilnahme 
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möglich ist. Hier ist, sofern der Regelung nicht entsprochen wird, die 
Gleichstellungsbeauftragte einzuschalten. Bislang gibt es keine Beschwerden. 

 

1.1.5 Sprache (§ 11) 

Die Verwaltungsvorschrift für den Gebrauch einer geschlechtergerechten Sprache ist 
über 20 Jahre alt. In der geschlechtergerechten Sprache gibt es im Wesentlichen 
zwei Regelungen. Die eine macht das Geschlecht „sichtbar“, indem beide Gruppen 
explizit genannt werden (etwa: Sachbearbeiter/in, Oberschulrätin/-rat). Die andere 
verwendet geschlechtsneutrale Formulierungen wie  Lehrkraft oder Abteilungsleitung. 
Auf die Einhaltung hat die GB-V zu achten. Die Drucksache zum HmbGleiG kündigte 
2015 eine neue Verwaltungsvorschrift zum Gebrauch geschlechtergerechter Sprache 
an. Diese ist in Arbeit, so die Antwort auf die Nachfrage bei der Behörde für 
Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung. Gegen Ende des Jahres 2016 soll sie 
erscheinen.   

 

2   Strategisch-systemische Gleichstellungsarbeit 

2.1 Analyse der Bewerbungslage bei Unterrepräsentanzen  

Die Beseitigung und Verhinderung von Unterrepräsentanzen sind das Kernanliegen 
der Gleichstellung. Von daher wird diesem Thema im Tätigkeitsbericht ein etwas 
größerer Raum zugemessen. Unterrepräsentanzen entstehen, wenn  
 

- in einer Bezahlgruppe überwiegend ein Geschlecht vertreten ist (z. B. Gruppe 
der Verwaltungsangestellten in Schulbüros) 

- sich aus einer zahlenmäßig annähernd gleichen Geschlechterverteilung (50-
50% bis 40-60%) in einer Bezahlgruppe überwiegend bis ausschließlich ein 
Geschlecht auf der Führungsebene durchsetzt (z. B. Abteilungsleitungen im 
Amt V).  
 

In beiden Fällen liegt das Vorhandensein von strukturellen Hindernissen nahe. Diese 
sind im ersten Falle in familien- und beschäftigungspolitischen Rahmenbedingungen 
zu vermuten (im Allgemeinen sind Frauen für die Familienarbeit zuständig und 
können entsprechend nicht in Vollzeit arbeiten/ durch Erwerbsunterbrechung können 
sie nur noch auf Stellen mit geringen Qualifikationsvoraussetzungen zugreifen/ die 
Arbeitsmarktpolitik verzichtet z.Zt. noch auf flächendeckende Programme zur 
Wiedereingliederung (hoch)qualifizierter Frauen u.v.m.).  
Im zweiten Fall steht zu vermuten, dass es punktuell an geschlechterausgewogener 
Personalentwicklung und/oder an gleichstellungspolitischem Bewusstsein mangelt. 
Das Geschlechterverhältnis von 40:60 ist auf den meisten Ebenen der 
Verwaltungsorganisation der BSB erreicht, allerdings gerade dort nicht erreicht, wo 
die Entscheidungsträger für das Haus BSB sitzen. Spitzenpositionen (B-Besoldung) 
werden weiterhin überwiegend mit männlichen Bewerbern nachbesetzt.  
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Es stellt sich die Frage, ob und wie die Behördenleitung resp. der Senat hier in 
Zukunft im Sinne des HmbGleiG zu handeln plant. Eine Kennzahl für die „Erhöhung 
des Anteils von Frauen in den Besoldungsgruppen B2 bis B6“ ist nicht in einem 
Gleichstellungsplan verankert, sondern im Rahmen des Gender Budgeting vom 
Personalamt in den Haushalt eingebracht worden. Die Bürgerschaft wird regelmäßig 
darüber unterrichtet, ob bzw. inwieweit die Kennzahl erreicht wurde. Für den 
nächsten Doppelhaushalt wurde für Ende 2017 ein Frauenanteil von 21 % und für 
Ende 2018 ein Frauenanteil von 22 % angemeldet. Da die Anzahl der B-Stellen 
insgesamt begrenzt ist (ca. 120 in der FHH), ebenso die Anzahl der jährlich frei 
werdenden Stellen, gibt es angeblich wenig Spielraum für größere Sprünge, so das 
Personalamt. 

Wenn allerdings ganz offensichtlich aus einem Pool hochqualifizierter Personen 
vorrangig nur ein Geschlecht den Weg durch die „gläserne“ Decke findet (in der 
höheren B-Besoldung sind lt. Statistik des Personalamtes das Männer), in der 
Bezahl- bzw. Referenzgruppe (z. B. Referats- und Abteilungsleiterinnen/ Schul-
aufsichtsbeamtinnen), aus der sich die Führungskräfte rekrutieren, allerdings 
mehrheitlich das andere Geschlecht vorhanden ist, ist von struktureller Ausgrenzung 
die Rede. Entsprechend müssen systemische Ansätze zum Tragen kommen, die 
eine kritische Betrachtung der Unternehmenskultur durch die Behördenleitung selbst 
voraussetzen. Eine Kursänderung in der Stellenbesetzungspolitik kann nur von dort 
eingeleitet werden. 

Im Bereich der Bezahlgruppe A 8/A 9 m. D. zeigt sich das Bild von der anderen Seite. 
Hier fehlen zu einem erheblichen Prozentsatz die Männer. Auch dort müssen 
verstärkte Bemühungen unternommen werden, das Geschlechterverhältnis zu 
verändern.  

Eine typisch weibliche Domäne ist und bleibt wohl auch noch eine Weile der 
Arbeitsplatz der Verwaltungsangestellten in Schulen. Die Gründe wurden bereits 
angesprochen. Hier wird aktuell nur dann Interesse von männlichen Bewerbern 
erkennbar, wenn es sich um Vollzeitstellen mit Leitungsfunktion handelt.  

Die o. g. Sachstände werden seitens der GB-V vor dem Hintergrund der Vorgaben 
des HmbGleiG analysiert. Dabei spielen  

• die geforderte Attraktivität der Stelle für beide Geschlechter,  

• eine geschlechtergerechte Ansprache und  

• eine geschlechterparitätische Besetzung der Auswahlkommission  

eine wesentliche Rolle.  

Parallel werden die Daten aus Besetzungsverfahren für Stellen mit 
Unterrepräsentanz ausgewertet. Alle Ausschreibungen werden anhand dieser Daten 
(siehe:https://fhhportal.ondataport.de/websites/0040/Themen/Personal/Berufliches/gl
eichstellungsfoerderung/unterrep/Seiten/default.aspx) hinsichtlich der Geschlechter-
adäquanz (hier: Ansprache und Aufgabenbeschreibung) bewertet. Ergebnisse 
werden im Sommer 2017 vorgestellt. 
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2.2 Auswahlgremien 

Für den Fall der in 1.1.2 angesprochenen personellen Engpässe bei einer 
paritätischen Besetzung von Auswahlkommissionen gilt ab November 2016 eine mit 
der Behördenleitung erarbeitete Regelung, die ein „Ausleihen“ einer Mitarbeiterin 
bzw. eines Mitarbeiters aus einem ähnlich gelagerten Arbeitsfeld ermöglicht. Diese 
flankierende Maßnahme soll Kommissionsvorsitzenden die Bestellung von 
Kommissionsmitgliedern erleichtern. Sie soll insbesondere jenen Einrichtungen der 
BSB zugutekommen, die eine im besonderen Maße geschlechterhomogene 
Mitarbeiterschaft aufweisen.  

2.3 Geschlechtergerechte Kompetenzbeschreibungen und Beurteilungen 

Es ist wichtig, dass alle Personen, die Auswahlverfahren leiten, geschlechtersensible 
Auswahlgespräche führen können. Einen Leitfaden dazu erstellt derzeit das 
Personalamt. Darüber hinaus hat das Zentrum für Aus- und Fortbildung (ZAF), so die 
Rückmeldung aus der Programmabteilung, den Aspekt der Gleichstellung von 
Frauen und Männern grundsätzlich in der Konzeption von Fortbildungs-
veranstaltungen verankert. Insbesondere sei er Bestandteil von Veranstaltungen zu 
den Themen Führung, Personalauswahl und -beurteilung sowie zu „Beruflicher 
Orientierung“. Weiterhin ist die Veranstaltung „Aktuelle Handlungsschwerpunkte zur 
Umsetzung des Gleichstellungsgesetzes“ fester Bestandteil des zentralen Fort-
bildungsangebots. 

Auf die Bedeutung von § 9 HmbGleiG (besondere Potenziale und Qualifikationen, die 
in der Beurteilung und im Auswahlverfahren zu erfassen und zu berücksichtigen sind) 
angesprochen, wurde seitens des ZAF erklärt, dass Veranstaltungen und 
Schulungen zur Durchführung von Potenzialanalysen im Sinne des HmbGleiG nicht 
(zentral vom ZAF) angeboten werden. Diese müssten Behörden selbstständig 
durchführen, wenn es Bedarf gäbe.  

Entsprechend wird die GB-V in ihrem Newsletter im Dezember 2016 Vorgesetzte und 
Beschäftigte dazu ermuntern, im Beurteilungsgespräch auf Kompetenzen, wie in 
1.1.3 dargestellt, einzugehen. 

 

2.4 Benachteiligungen über tarifvertragliche Regelungen 

In der Gruppe der Tarifbeschäftigten gibt es ein „Benachteiligungsproblem“ durch 
tarifliche Vereinbarungen, das Männer wie Frauen trifft.  

Die Regelungen des TV-L aus 2006 erschweren die Mobilität gerade älterer 
Bewerber und Bewerberinnen. Wer einen Arbeitsvertrag nach dem BAT hatte, ist in 
den Genuss einer Übergangsregelung gekommen, die seinen Besitzstand wahrte. 
Möchte sich jemand verändern, bekommt er/sie einen neuen Arbeitsvertrag nach 
dem TV-L, der diese Besitzstandsregelung aufhebt und auch bei einem Aufstieg in 
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eine andere Entgeltgruppe zu Entgelteinbußen führt. Dies macht Arbeitsplatzwechsel 
im öffentlichen Dienst gerade für ältere Beschäftigte tendenziell unattraktiv. Dies 
betrifft am ehesten Frauen, die nach der Familienphase erst in höherem Alter an eine 
berufliche Weiterentwicklung denken können. Ein anderes Problem ist der Wechsel 
von externen Bewerbern und Bewerberinnen in den öffentlichen Dienst der Stadt 
Hamburg. Durch die Nichtanerkennung beruflicher Erfahrungen, die nicht in vollem 
Umfang gleichartig und gleichwertig den Anforderungen einer neuen Stelle 
entsprechen, kann Bewerbern und Bewerberinnen häufig nur die Einstufung in die 
Erfahrungsstufe 1 oder maximal 2 angeboten werden, was gerade bei 
berufserfahrenen Personen zu größeren Gehaltsverlusten führt. Aus diesem Grund 
haben schon häufig die am besten geeigneten Personen die ihnen bereits von der 
BSB zugesagte Stelle nicht angetreten. Auch hier sind aus der Erfahrung mit den 
Besetzungsverfahren überproportional Frauen betroffen. Um belastbare Zahlen zu 
haben, sollte hier in Zukunft eine empirische Datengrundlage geschaffen werden. 

 

3   Aufbau von Rahmenbedingungen für die Gleichstellungsarbeit 

Die Gleichstellungsarbeit kann nur gelingen, wenn die Rahmenbedingungen dafür 
mit der Dienststelle verlässlich geregelt sind. Entsprechend wurde eine 
„Vereinbarung über die Zusammenarbeit von GB-V und Dienststelle“ geschlossen. 

3.1 Vereinbarung zwischen Dienststelle und GB-V 

Der Prozess der gemeinsamen Erarbeitung der Vereinbarung zwischen der 
Gleichstellungsbeauftragten und der Behördenleitung (SV), in der die Form und 
Zielsetzung der Zusammenarbeit näher beschrieben wurde, war sehr konstruktiv und 
effizient. Die Vereinbarung wurde von SV und der GB-V im April 2016 unterzeichnet. 
Sie ist unter der nachstehenden Intranet-Adresse einzusehen: 
[https://fhhportal.ondataport.de/websites/0040/Themen/Personal/Berufliches/gleichst
ellungsfoerderung/GB_Int/GB-V/Seiten/default.aspx]. 

3.2 Einrichtung des Gleichstellungsausschusses 

Mit dem Wirksamwerden der Vereinbarung wurde der ehemalige Frauenausschuss 
vom Gleichstellungsausschuss (GA) abgelöst. Der Ausschuss konnte nach einer 
behördenweiten Ausschreibung paritätisch mit männlichen und weiblichen 
Bediensteten besetzt werden, die zudem verschiedene der zur BSB gehörigen 
Einrichtungen vertreten. Damit sind neben den Ämtern V und B auch die VHS, das LI 
und das HIBB vertreten. Der Gleichstellungsausschuss tagt nach Bedarf und berät 
Vorhaben und Maßnahmen aus dem Rechts- und Arbeitsbereich der GB-V.  

Er folgt in seiner Arbeit einer Geschäftsordnung, die unter: 
[https://fhhportal.ondataport.de/websites/0040/Themen/Personal/Berufliches/gleichst
ellungsfoerderung/GB_Int/GB-V/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=CTMKCTNZ53JZ-
1664677835-8] 

einzusehen ist.  
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3.3 Zusammenarbeit mit der beruflichen Gleichstellungsförderung in der Linie 

Die berufliche Gleichstellungsförderung in der BSB ist im Sachgebiet 
„Personalentwicklung, Frauen- und Gleichstellungsförderung“ (V 413) angesiedelt 
und dort eine von mehreren Kernaufgaben. Im Sinne einer strategisch-
organisatorischen Personalentwicklung werden vom Referat V 413 Konzepte, 
Programme, Handreichungen und Pläne erarbeitet, anhand derer die für die BSB 
gültigen Zielvorgaben von Senat bzw. Personalamt umgesetzt werden. Dazu zählt 
zurzeit die Erarbeitung eines Gleichstellungsplans samt zugehörigem Programm zur 
Realisierung mittelfristiger gleichstellungspolitischer Ziele in der BSB. Eine enge 
Verzahnung mit dem Sachgebiet ist gewährleistet. Eine Mitarbeiterin stimmt sich  
regelmäßig mit der GB-V ab und nimmt entsprechend auch an den Besprechungen 
des Gleichstellungsausschusses teil. 

 

3.4 Öffentlichkeitsarbeit 

Für die Erstellung von Intranetseiten und Newsletter wurde die Arbeit in großem 
Maße von Mitarbeiter/innen im Hause, maßgeblich von SIZ I-3, unterstützt. So 
konnte die Veröffentlichung von Themen und Terminen je nach Dringlichkeit, Umfang 
und Zielsetzung mit unterschiedlichen Medien erreicht werden. Dokumente, die von 
behördenöffentlichem Interesse sind, z.B. Beiträge zu Gleichstellungsfragen aus 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sowie die Vorstellung von Personen (z. B. der 
Mitglieder des Gleichstellungsausschusses, Referent/innen usw.), finden sich auf den 
Intranetseiten. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Arbeitsschwerpunkte ebenso 
wie die Ankündigung von Veranstaltungen liefert der Newsletter, der zwei bis drei Mal 
pro Jahr erscheint.  

Ein weiterer Baustein der Öffentlichkeitsarbeit wurde mit der Veranstaltungsreihe 
„Fünf vor Zwölf – Gleichstellung in der Verwaltung“ entwickelt. Es handelt sich um ein 
BSB-öffentliches Format, das sich an alle Bediensteten richtet und mit einem 
Impulsreferat sowie einer kleinen anschließenden Gesprächsphase von 11.55 Uhr 
bis 12.25 Uhr ein Forum für themenbezogene Anliegen der Beschäftigten bieten soll. 
Die erste Veranstaltung fand am 26.10.2016 mit Prof. Rousseau, Beiersdorf AG, statt. 
Die Rückmeldungen zum Format waren durchweg positiv, so dass es in dieser Form 
weiter aufgelegt werden wird.  

3.5 Sprechzeiten 

Die Praxis hat gezeigt, dass sich Anliegen der Bediensteten der BSB am ehesten 
ohne langen Vorlauf, wie sie eine Sprechzeitenregelung mit sich bringen würde, 
aufgreifen lassen. Somit wird weiterhin darauf verwiesen, dass der Erstkontakt über 
Email oder Telefon am erfolgreichsten und am schnellsten ist.  
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4   Weitere Arbeitsbereiche der GB-V 

4.1 Arbeitskreis der Gleichstellungsbeauftragten  

Die Gleichstellungsbeauftragten der Hamburgischen Behörden tagen regelmäßig 
unter der Leitung des Personalamtes. Diese Treffen dienen dem Informations-
austausch und der Netzwerkpflege. Ferner werden gleichstellungspolitische 
Vorhaben von Senat und Personalamt vorgestellt. 

4.2 Eigene Fortbildung 

Sowohl die GB-V als auch ihre Stellvertreterin nahmen an Fortbildungen des ZAF 
oder an In-House-Fortbildungen der BSB teil. Die Themenkreise standen im 
Zusammenhang mit den gesetzlichen Aufgaben der GB-V oder dienten dazu, sich 
über Standards in Personalauswahlverfahren zu informieren bzw. die 
Öffentlichkeitsarbeit zu professionalisieren. 

4.3 Besprechungen mit den Leitungen und dem Personalmanagement der 
Landesbetrieb und Einrichtungen der BSB 

Insbesondere, wenn sich in der Führungsspitze der jeweiligen Bereiche personelle 
oder organisatorische Änderungen ergaben, führte die GB-V Gespräche mit der 
Leitung zu gleichstellungspolitischen Implikationen. Anlassbezogen fanden 
Besprechungen mit dem Personalmanagement von HIBB, LI, JMS, IfBQ und VHS 
statt. Nicht zuletzt dienten diese Gespräche auch dazu, sich über Verfahren und 
Standards in Personalauswahlverfahren auszutauschen. Mit dem GPR wird in einem 
ca. halbjährlichen Rhythmus das Gespräch gesucht, da dieser für die 
Interessenvertretung des Verwaltungspersonals an Schulen zuständig ist. 

4.4 Wahrnehmung des Beteiligungsrechtes bei Verordnungen 

Bei der Erstellung von Dienstvereinbarungen, bei der Konzeptionierung von 
Maßnahmen (Gleichstellungsplan, Gefährdungsanalyse) und Projekten (HSMS) 
wurde die GB-V zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. In der Regel fanden 
im Rahmen solcher Beteiligungsverfahren vorab Gespräche mit den Verantwortlichen 
statt, in denen Zielsetzung und Zielgruppe näher betrachtet sowie der Stand der 
Erarbeitung, die Rahmenvorgaben und die Umsetzungsstrategien besprochen 
wurden.  

4.5 Mitarbeit in Steuergruppen 

Die GB-V ist immer dann Mitglied von Steuergruppen, wenn es sich um Vorhaben 
handelt, die alle oder zumindest die meisten Beschäftigen betreffen (z. B. 
Steuergruppe zur Gefährdungsbeurteilung). 
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5   Fazit und Ausblick 

Die ca. 300 Auswahlverfahren in der BSB (einschl. JMS, HIBB, LI, IFBQ und VHS) 
setzen funktionierende Abläufe voraus. Sie bringen ein erhebliches Maß an 
Verwaltungs- und Vorbereitungsaufwand auf Seiten des Personalmanagements und 
der Verfahrensverantwortlichen mit sich. Alle an diesen Prozessen beteiligten 
Kolleginnen und Kollegen haben uns, meiner Stellvertreterin, Frau Pia Wolters, und 
mir, die Gleichstellungsarbeit sehr erleichtert, indem sie uns umfassend, zeitnah und 
zuverlässig mit allen wichtigen Unterlagen und Informationen versorgt haben. 
Stellvertretend für alle Beteiligten möchten wir uns ausdrücklich beim 
Personalmanagement in BSB, VHS, LI, HIBB, JMS und IFBQ bedanken. 

Dank gilt auch den Mitgliedern der Auswahlkommissionen, die mit großer Sorgfalt die 
jeweiligen Qualifikationen und Ambitionen von Männern und Frauen in 
Auswahlgesprächen ermittelt und mit ihren Auswahlentscheidungen dem 
Gleichstellungsgedanken Rechnung getragen haben.  

Bei der Konzeptionierung und Umsetzung von Gleichstellungsmaßnahmen konnte 
die GB-V stets auf das Referat V 413 zählen. Insbesondere V 413-2 hat sich 
verlässlich beratend der Anliegen von Gleichstellungsbeauftragten und 
Gleichstellungsauschuss angenommen und ggf. benötigte Zahlen, Daten und 
Historien umgehend zur Verfügung gestellt. Ohne diese Unterstützung wäre das 
erste Jahr als Gleichstellungsbeauftragte sicherlich mühsamer angelaufen.  

Nicht zuletzt hat auch der Gleichstellungsausschuss als Beratungsgremium wichtige 
Impulse für die Gleichstellungsarbeit geleistet. Die Mitglieder sind sowohl 
Multiplikatoren für die Arbeitsvorhaben in der Gleichstellung als auch als 
Ansprechpartnerinnen und –partner für die Beschäftigten in den Einrichtungen der 
BSB. 

 

 

Dr. Inge Voltmann-Hummes                                            Pia Wolters 

Gleichstellungsbeauftragte-Verwaltung                                                       Stellv. Gleichstellungsbeauftragte-V 

 

Hamburg, im Dezember 2016 
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